Deutscher Bundestag 
6. Wahlperiode 


Drucksache VI/2529 


Sachgebiet 800 


Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 26. August 1971 

1/4 (IV/1) - 680 70 - E - In 10/71 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Unterrichtung der gesetzgebenden Körperschaften ge- 

mäß Artikel 2 des Gesetzes zu den Gründungsver- 
trägen der Europäischen Gemeinschaften 
hier: Sozialpolitik in der 

Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes zu den Verträgen vom 
25. März 1957 zur Gründung der Europäischen Wirtschaftsge- 
meinschaft (EWG) und der Europäischen Atomgemeinschaft 
(EAG) vom 27. Juli 1957 übersende ich als Anlage den Entwurf 
für 


eine Verordnung (EWG) des Rates zur Durchführung 
einer Erhebung über Struktur und Verteilung von Löhnen 
und Gehältern in der Industrie. 

Dieser Verordnungsentwurf ist mit Schreiben des Herrn Präsi- 
denten der Kommission der Europäischen Gemeinschaften vom 
6. August 1971 dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäi- 
schen Gemeinschaften übermittelt worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments und des Wirt- 
schafts- und Sozialausschusses zu dem genannten Verordnungs- 
entwurf ist nicht vorgesehen. 

Mit der alsbaldigen Verabschiedung des Verordnungsentwurfs 
durch den Rat ist zu rechnen. 

Zur Information wird gleichzeitig die von der Kommission der 
Europäischen Gemeinschaften übermittelte Begründung bei- 
gefügt. 


Brandt 


Druck: Buchdrudcerei R. Mtdel, 5307 Waditberg-Villip 
Alleinverlrleb Dr. Hans Hager, 53 Bonn-Bad Godesberg 1 
Postlack 921, GoethestraBe 54, Telefon 6 35 51 
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Entwurf einer Verordnung des Rates 
zur Durchführung einer Erhebung über Struktur und Verteilung 
von Löhnen und Gehältern in der Industrie 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 213, 

auf Grund des von der Kommission unterbreite- 
ten Verordnungsentwurfs, 

in Erwägung folgender Gründe: 

Die Kommission muß zur Erfüllung der ihr nach 
dem Vertrag, insbesondere nach den Artikeln 2, 3, 
117, 118, 120 und 122, obliegenden Aufgaben über 
Stand und Entwicklung der Löhne und Gehälter in 
den sechs Ländern der Gemeinschaft sowohl im Hin- 
blick auf deren Schwankungen mit den Änderungen 
der Arbeitskräftestruktur als auch in bezug auf die 
Verteilung der Beschäftigten nach der Lohn- bzw. 
Gehaltshöhe unterrichtet sein. 

Die Durchführung einer Lohnstrukturerhebung ist 
außerdem in § 6 der Entschließung der Konferenz 
der Mitgliedstaaten vom 30. Dezember 1961 zur 
Lohngleichheit von Männern und Frauen vorge- 
sehen. 

Die Lohnerhebungen, die nach den Verordnun- 
gen Nr. 101), 14 2)^ 28 3), 151 4)^ 101/66/EWG ^) und 
1899/68/EWG ^) des Ministerrats auf Grund der 
statistischen Auskünfte für die Jahre 1959 bis 1969 
vorgenommen wurden, haben nur Durchschnitts- 
werte aus Globalangaben liefern können und lassen 
Hinweise weder über die bestehenden Zusammen- 
hänge zwischen den Löhnen und den individuellen 
Merkmalen der Arbeitnehmer (Alter, Geschlecht, 
berufliche Qualifikation, Dienstalter usw.) noch 
über die Verteilung der Löhne um diesen Mittel- 
wert zu. 

Statistische Auskünfte auf diesem Gebiet be- 
stehen nur in einigen wenigen Mitgliedstaaten und 
erlauben keine zuverlässigen Vergleiche; deshalb 
müssen Erhebungen über Struktur und Verteilung 
von Löhnen und Gehältern auf Grund einheitlicher 
Definitionen und nach einer gleichen Methode durch- 
geführt werden. 

Die beste Methode, um Stand und Entwicklung 
der Struktur und der Verteilung von Löhnen und 
Gehältern in der Industrie kennenzulernen, ist die 
Vornahme einer besonderen gemeinschaftlichen Er- 
hebung, wie dies 1966 in Ausführung der Rats-Ver- 
ordnung Nr. 188/64/EWG ’) geschehen ist. 


Wegen der Änderungen, die in der Zusammen- 
setzung der Arbeitskräfte und in der Verteilung der 
Löhne eintreten, können die Ergebnisse für das 
Jahr 1966 über eine bestimmte Zeitspanne hinaus 
nicht mehr als gültig angesehen werden; daher ist 
es erforderlich, eine neue Erhebung auf Grund der 
Angaben für das Jahr 1972 durchzuführen, um die 
Resultate der letzten Untersuchung auf den neue- 
sten Stand zu bringen. 

Es ist wichtig, durch eine einzige und gleiche Er- 
hebung ein vollständiges Bild über Struktur und 
Verteilung von Löhnen und Gehältern für die Ge- 
samtheit der Beschäftigten - Arbeiter, Angestellte, 
Meister und Führungskräfte - und für die gesamte 
Industrie einschließlich der Energiewirtschaft und 
Wasserversorgung und einschließlich des Bauge- 
werbes zu gewinnen; daher scheint es notwendig, 
diese Untersuchung wegen ihres Umfangs als ein 
Stichprobenverfahren durchzuführen, damit sie die 
Unternehmen und den Haushalt der Europäischen 
Gemeinschaften nicht zu stark belastet — 


HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 


Artikel 1 

Die Kommission ist beauftragt, eine Erhebung über 
Struktur und Verteilung von Löhnen und Gehältern 
aller beschäftigten Arbeitnehmer in der Industrie 
auf Grund der statistischen Angaben für den Monat 
Oktober 1972 bei den Arbeitern und für den Monat 
Oktober 1972 sowie für das ganze Jahr 1972 bei den 
nicht als Arbeiter geführten übrigen Beschäftigten 
(Angestellte, Meister, Führungskräfte) vorzuneh- 
men. 


ü Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 56 

vom 31. August 1960, S. 1199/60 

2) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 55 

vom 16. August 1961, S. 1054/61 

3) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 41 

vom 28. Mai 1962, S. 1277/62 

4) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 133 
vom 13. Dezember 1962, S. 2841/62 

■'>) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 134 
vom 22. Juli 1966, S. 2540/66 

fi) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 289 
vom 29. November 1968, S. 4 

7) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 214 
vom 24. Dezember 1964, S. 3634/64 
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A r t i k e 1 2 i einen für jedes Land von der Kommission in Uber- 


Di e Erhebung erstreckt sich auf alle Betriebe der 
Industrie und gegebenenfalls des Handwerks. Sie 
umfaßt die Gesamtheit der industriellen Tätigkeiten 
einschließlich der Energiewirtschaft und Wasserver- 
sorgung und einschließlich des Baugewerbes. Der 
Erhebungsbereich ist abgegrenzt durch die Abtei- 
lungen 1 bis 5 der Allgemeinen Systematik der 
Wirtschaftszweige in den Europäischen Gemein- 
schaften (NAGE). Die statistische Einheit ist - unab- 
hängig von der Rechtsform - der Betrieb mit min- 
destens 10 beschäftigten Arbeitnehmern. 

Die Erhebung wird auf Grund eines Stichproben- 
verfahrens durchgeführt. 

Die Arbeitgeber, deren Betriebe in die Stichprobe 
eingehen, sind gemäß den nachstehenden Bedin- 
gungen verpflichtet, die für die Ermittlung der 
Struktur und Verteilung von Löhnen und Gehältern 
erforderlichen Auskünfte zu erteilen. 

Artikel 3 

Die Erhebung besteht in der Gewinnung von indi- 
viduellen Angaben über: 

1. den Bruttoverdienst des Arbeitnehmers (Arbei- 
ter, Angestellte, Meister und Eührungskräfte) für 
den Monat Oktober 1972 oder für mindestens eine 
vollständige Lolinpcriode, die in diesen Monat fällt, 
einschließlich der verschiedenen regelmäßig gezahl- 
ten Prämien und der Zuschläge für Überstunden, 
Nachtarbeit, Sonntagsarbeit und Schichtarbeit sowie 
der tariflich oder freiwillig gezahlten Familienzu- 
lagen; doch wird der Brutto verdienst von Beschäf- 
tigten, deren Jahresentlohnung einen bestimmten, 
für Jedes Land von der Kommission in Überein- 
stimmung mit den nationalen Behörden der Mit- 
gliedstaaten festgelegten Betrag übersteigt, nicht 
eingetragen; 

2. die einbehaltenen Arbeitnehmerbeiträge zur 
sozialen Sicherheit; 

3. Geschlecht, Alter, Staatsangehörigkeit, berufliche 
Qualifikation, Dauer der Unternehmenszugehörig- 
keit, Art der Lohnberechnung, Entlohnungs.system, 
arbeitszeitliche Regelung, Abwesenheit; 

4. die Zahl der entlohnten Stunden 

5. mit Ausnahme der Arbeiter für jeden Beschäf- 
tigten das während des Jahres 1972 gezahlte Ge- 
samtgehalt einschließlich Uberstundenzuschlägen 
und aller Prämien und Gratifikationen; doch wer- 
den für Arbeitnehmer, deren Jahresentlohnung 


; einkunft mit den statistischen Behörden der Mit- 
j gliedstaaten festgelegten Betrag übersteigt, das Ge- 
! halt und die gezahlten Prämien nicht eingetragen. 

j 

I A r t i k e 1 4 

j 

I Die Auskünfte werden von den nationalen Behör- 
I den der Mitgliedstaaten durch von der Kommission 
j unter Mitwirkung dieser Behörde erstellte Frage- 
: bogen eingeholt. 

^ Die Kommission legt unter Mitwirkung der statisti- 
' sehen Behörden der Mitgliedstaaten die technischen 
I Einzelheiten, insbesondere den Stichprobenplan, 
j fest. Sie bestimmt ferner in der gleichen Weise den 
j Zeitpunkt für Beginn und Abschluß der Erhebung, 

. die Frist für die Beantwortung der Fragebogen so- 
I wie die Einzelheiten für die Übermittlung der Er- 
( hebungsergebnisse an die Kommission, 
i 

^ Die Auskunftspflichtigen haben die Fragen wahr- 
, heitsgemäß vollständig und fristgerecht zu beant- 
worten. 

I Artikels 

I Die im Rahmen der Erhebung eingeholten indivi- 
duellen Auskünfte werden der Kommission in 
anonymer Form übermittelt. Diese Auskünfte dür- 
fen nur für statistische Zwecke verwendet werden. 
Ihre Verwendung für steuerliche Zwecke und ihre 
Weitergabe an Dritte ist untersagt. 

Die in den Mitgliedstaaten für die nationalen 
Statistiken geltenden Bestimmungen sind auch zur 
Ahndung von Verstößen gegen die im vorherigen 
Absatz erwähnten Vorschriften anzuwenden. 

Artikel 6 

Die Gesetzgebung der Mitgliedstaaten für nationale 
statistische Erhebungen ist anzuwenden, um die 
Durchführung der Erhebung zu gewährleisten, so- 
weit die vorliegende Verordnung keine anderslau- 
tenden Bestimmungen vorsieht. 

i 

I Artikel 7 

I Die von den Mitgliedstaaten anläßlich der Erhebung 
gemachten Aufwendungen sind auf die im Haus- 
haltsplan der Europäischen Gemeinschaften dafür 
vorgesehenen Kredite anzurechnen. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind- 
; lieh und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 


Brüssel, den 

Für den Rat 
Der Präsident 
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Begründung 


Im Bereich der Lohnstatistik verfügt die Kommis- 
sion seit 1964 über eine harmonisierte Statistik der 
Arbeiterverdienste in der Industrie. Sie hat außer- 
dem bisher zwei Zyklen von je drei Jahreserhebun- 
gen über die Lohnaufwendungen der Unternehmen 
und die Einkommen der Arbeiter durchgeführt, die 
sich gemäß den Verordnungen Nummern 10, 14, 28 
und 151 des Ministerrats auf die Buchhaltungsan- 
gaben der Jahre 1959 bis 1964 in 14, 8 bzw. 13 In- 
dustriezweigen erstrecken, sowie zwei umfassen- 
dere Untersuchungen über die Arbeitskosten, welche 
gemäß den Verordnungen Nr. 101/66/EWG und 
1899/68/EWG -) auf Grund der Buchhaltungswerte 
für die Jahre 1966 bzw. 1969 sich auf alle Bereiche 
der Industrie bezogen. Deren Wiederholung ist zur 
Zeit für 1972 vorgesehen und ein entsprechender 
Verordnungsentwurf wurde dem Rat unterbreitet. 

Aber ungeachtet all dieser Informationen kann die 
Kommission bestimmte ihr im Vertrag zur Grün- 
dung der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft zu- 
geteilte Aufgaben, insbesondere zur Anwendung 
der Artikel 2, 3, 117, 118, 120 und 122 nicht erfüllen, 
ohne auch über zuverlässige und vergleichbare An- 
gaben zur Struktur und Verteilung von Löhnen und 
Gehältern in den Gemeinschaftsländern zu ver- 
fügen. 

Alle obenerwähnten Erhebungen liefern nämlich 
zwar sehr wertvolle Ergebnisse, die im allgemeinen 
aber nur Durchschnittswerte darstellen. Nun ermög- 
licht aber nur die Kenntnis der statistischen Zusam- 
menhänge zwischen dem Lohn und den individuel- 
len Merkmalen der Arbeitnehmer (Geschlecht, 
Alter, berufliche Qualifikation, Nationalität, Dauer 
der Unternehmenszugehörigkeit usw.) eine weiter- 
gehende Analyse und insbesondere eine Erklärung 
dafür, in welchem Maße die zwischen Industrie- 
zweigen und zwischen den Ländern festgestellten 
Niveauunterschiede auf Unterschiede in der Zusam- 
mensetzung der Arbeitskräfte zurückzuführen sind. 

Die Erhebung über Struktur und Verteilung von 
Löhnen und Gehältern hat gerade den Zweck, diese 
Analyse zu gestatten. Sie liefert ebenfalls wertvolle 
Auskünfte über die Verteilung der individuellen 
Löhne. Schließlich ist ihre Durchführung in § 6 der 
Entschließung der Konferenz der Mitgliedstaaten 
vom 30. Dezember 1961 zur Gleichheit von Männer- 
und Frauenlöhnen ausdrücklich vorgesehen. 

Deshalb hatte die Kommission eine erste Gemein- 
schaftserhebung über Struktur und Verteilung der 
Löhne gemäß Rats- Verordnung Nr. 188/64/EWG 
organisiert, die sich auf die Verdienste der Arbeiter 
in der Industrie im Oktober 1966 bezog. Die Ergeb- 
nisse sind in der Reihe „Sozialstatistik" des Statisti- 


schen Amtes der Europäischen Gemeinschaften ver- 
öffentlicht worden . 

Aber wegen der Verschiebungen, die sich in der 
Zusammensetzung der Arbeitskräfte ergeben, ist es 
angezeigt, die Erhebung nach einer bestimmten Zeit- 
spanne 7.U wiederholen. Außerdem bestand insofern 
noch eine große Lücke weiter, die es möglichst 
schnell zu schließen galt, da nämlich diese erste 
Erhebung die Gehälter der Angestellten nicht betraf. 

Aus diesem Grunde kamen die Vertreter der Regie- 
rungen, der nationalen Statistischen Ämter und Be- 
rufsverbände von Arbeitgebern und Arbeitnehmern 
in den Sitzungen am 17./18. Juni 1970, 8. Juli 1970, 
16. bis 19. November 1970, 25./26. März 1971 und 
8. bis 10. Juni 1971 in vollem Einvernehmen mit 
der Kommission zu der Auffassung, daß die Er- 
hebung im Oktober 1972 wiederholt und auch auf 
die Angestellten der Industrie erweitert werden 
sollte. Im Verlaufe dieser gleichen Sitzungen wurden 
im übrigen alle technischen Aspekte geprüft und 
geregelt. 

Die Erhebung soll als Stichprobenuntersuchung im 
Oktober 1972 stattfinden; ihre Durchführung könnte 
sich bis Anfang des Jahres 1973 hinziehen. Sie 
müßte die Unternehmen mit mindestens 10 Beschäf- 
tigten in der Industrie erfassen einschließlich der 
Energiewirtschaft und Wasserversorgung und ein- 
schließlich des Baugewerbes ") und sich dieses Mal 
auf das gesamte beschäftigte Personal (Arbeiter, 
Angestellte, Meister und Führungskräfte) erstrek- 
ken. 

Die Berufsverbände der Arbeitgeber und der Arbeit- 
nehmer und die für die Erhebung zuständigen natio- 
nalen Behörden haben nachdrücklich darum ersucht, 
daß der Beschluß zur Durchführung dieser Erhebung 


1) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 56 
vom 31. August 1960, S. 1199/60 

Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 55 
vom 16. August 1961, S. 1054/61 

Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 41 
vom 28. Mai 1962, S. 1277/62 

Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 133 
vom 13. Dezember 1962, S. 2841/62 

2) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 134 
vom 22. Juli 1966, S. 2540/66 

Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 289 
vom 29. November 1968, S. 4 

Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 214 
vom 24. Dezember 1964, S. 3634/64 

4) Sonderreihe „Erhebung über Struktur und Verteilung 
der Löhne - 1966" (8 Bände) 

Klassen und Gruppen der Abteilungen 1 bis 5 der All- 
gemeinen Systematik der Wirtschaftszweige in den 
Europäischen Gemeinschaften (NAGE) 
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gefaßt und die Bekanntmachung der entsprechenden 
technischen Einzelheiten so schnell wie möglich er- 
folgen soll, damit sich die industriellen Betriebe 
rechtzeitig darauf vorbereiten können. Dies würde 
nicht nur die Erhebungsergebnisse qualitativ ver- 
bessern, sondern auch einen günstigen Einfluß auf 
die Atmosphäre ausüben, in der die Untersuchung 
ablaufen wird. 

Zu diesem Zweck unterbreitet die Kommission dem 
Ministerrat den anliegenden Verordnungsentwurf 
zur Billigung. 

Nach Artikel 7 dieses Verordnungsentwurfs sollen 
die von den Mitgliedstaaten anläßlich der Erhebung 
getragenen Aufwendungen auf die im Haushalts- 
plan der Europäischen Gemeinschaften vorgesehe- 
nen Kredite angerechnet werden. Unter Berücksich- 
tigung der Erfahrungssätze der letzten Erhebung 
und im Hinblick auf ihre Ausdehnung über die 
Arbeiter hinaus können die Gesamtkosten für die 
Erhebung auf 2 000 000 RE (etwas über 3 000 000 Be- 
schäftigte zu je 0,6 RE je Arbeitnehmer) angesetzt 
werden, die - wie bei der Erhebung von 1966 - sich 
auf zwei Jahreshaushalte verteilen lassen. 
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